
Mitbestimmung in Betrieben 
der BRD — nur auf dem Papier

In vielfältiger Weise reden wir als Gewerkschaftsgruppe mit, wenn es 
um Fragen und Anforderungen an unseren Betrieb, unsere Arbeit 
geht. In diesem Zusammenhang interessiert uns, wie es eigentlich mit 
der Mitbestimmung der Werktätigen in den Betrieben der BRD aus­
sieht.

Rober t  Köh ler
stellvertretender Parteigruppenorganisator, Kombinat Solidor, Stammbetrieb Heiligen­
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widerspiegelt sich in ihrer Beteili­
gung an Friedensaktionen, am 
Kampf um die Sicherheit der Ar­
beitsplätze, in ihren Forderungen 
nach wirksamem Umweltschutz 
und nach Sicherung der Demo­
kratie. Im krassen Gegensatz 
dazu steht jedoch ihre viel zu ge­
ringe Repräsentanz bei politi­
schen Entscheidungen wie zum 
Beispiel im Bundestag. Waren 
1984 9,3 Prozent der Abgeordne­
ten Frauen, so stieg ihr Anteil bis 
heute nur auf 15,6 Prozent an, 
das heißt, von den 519 Bundes­
tagsabgeordneten sind 81 Frauen. 
In diesem Zusammenhang ist es 
bemerkenswert, daß die SPD 
und die Grünen in jüngster Zeit 
Beschlüsse zur Quotierung ge­
faßt haben und sich um eine Be­
teiligung der Frauen in den ge­
wählten Parteigremien und Parla­
mentsfraktionen bemühen. Die 
CDU, CSU und FDP sind bisher 
nicht bereit, einen Schritt in Rich­
tung Gleichstellung der Frau im 
politischen Leben zu gehen. Die 
herrschenden Konservativen 
streben vielmehr danach, mit 
Hilfe des traditionellen Frauenbil­
des und mit dem Mythos von der 
neuen Partnerschaft - der die 
Einbeziehung des Mannes in Fa- 
milieripflichten nur soweit befür­
wortet, wie die Frau als Arbeits­
kraft für die Profitwirtschaft be­
nötigt wird - die untergeordnete 
Stellung der Frau in der Arbeits­
welt, in der Gesellschaft und in 
der Familie als das Normale in 
der öffentlichen Meinung zu ver­
ankern. Auf diese Weise sollen 
die Ursachen für die Frauenunter­
drückung, die im Profitsystem 
wurzeln, verschleiert werden.
In der BRD ist die Gleichberechti­
gung der Frau heute zu einem ak­
tuellen Thema der Auseinander­
setzung geworden. Demokrati­
sche Frauenorganisationen, auto­
nome und Frauenfriedensgrup­
pen, die SPD, die Grünen, die 
DKP, die Gewerkschaften fordern, 
sie zu realisieren.
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Die Losung „Arbeite mit, plane 
mit, regiere mit!" ist für die Bür­
ger der DDR in allen gesellschaft­
lichen Bereichen täglich erleb­
bare Realität. Umfassende Mit­
bestimmung der Werktätigen, 
die Vertretung ihrer Interessen 
durch die Gewerkschaft, den 
FDGB, sind nicht nur gewährlei­
stet, sondern gesellschaftliches 
Erfordernis. In der kapitalisti­
schen Welt, so auch in der BRD, 
ist das Bild völlig anders. Hier un­
terliegt die Tätigkeit der Gewerk­
schaften gravierenden Beschrän­
kungen durch die jeweiligen Kon­
zerne und Kapitalgesellschaften 
und des imperialistischen Staa­
tes.
So fordern die Gewerkschaften 
und andere progressive Kräfte in 
der BRD eine wirksamere Mitbe­
stimmung auf allen Ebenen, um 
das Alleinbestimmungsrecht der 
kapitalistischen Unternehmer 
einzuschränken. Es geht ihnen 
dabei aber auch um die Verteidi­
gung der in der Vergangenheit 
errungenen Mitsprachemöglich­
keiten. Dafür ein Beispiel:
1951 wurde gegen den heftigen 
Widerstand des Großkapitals und 
der Adenauer-Regierung das 
sogenannte Montan-Mitbestim- 
mungsgesetz durchgesetzt. Das 
war zweifellos ein Erfolg gewerk­
schaftlichen Kampfes.
Das Monopolkapital hat nichts 
unversucht gelassen, dieses 
Montan-Mitbestimmungsgesetz 

zu beseitigen. Die Zentralisation 
in diesen Industriezweigen hat 
dazu beitragen. So unterlagen 
diesem Gesetz, als es in Kraft

trat, 37 Unternehmen der Eisen- 
und Stahlindustrie und 71 des 
Bergbaus. Heute hat es nur noch 
für 31 Unternehmen Gültigkeit. 
Im Sprachgebrauch imperialisti­
scher Politiker und Medien der 
BRD wird diese gesetzlich gere­
gelte „Montan-Mitbestimmung" 
oft als ein Aushängeschild für 
den demokratischen Charakter 
dieses Staates genutzt. Dabei ist 
nicht selten von „Parität" die 
Rede, da die Aufsichtsräte in 
diesen Unternehmen zu gleichen 
Teilen aus Vertretern der Aktio­
näre und der „Arbeitnehmer" be­
stehen.
Was ist an dieser „Parität" wahr? 
Sie steht in Wirklichkeit nur auf 
dem Papier. Denn, so ist es ge­
setzlich geregelt, bei Stimmen­
gleichheit gibt ein sogenannter 
„Neutraler" den Ausschlag. Die­
ser „Neutrale", das hat die Praxis 
bewiesen, stimmte bei wichtigen 
Entscheidungen stets für die Ka­
pitalseite.
So geschehen bei der „paritä­
tisch beschlossenen" Stillegung 
des Krupp-Stahlwerkes in Duis­
burg-Rheinhausen im vergange­
nen Jahr: Alle Arbeitervertreter 
im Aufsichtsrat stimmten gegen 
die Stillegung, der „Neutrale" 
aber dafür, und so war für 5 300 
Stahlarbeiter ihre eigene Arbeits­
losigkeit und die Stillegung des 
Werkes eine beschlossene Sa­
che. Nach Verhandlungen zwi­
schen Bundesregierung und Kon­
zernen der Stahlindustrie und 
des Steinkohlebergbaus gilt es 
als sicher, daß bis 1990 in beiden 
Industriezweigen weitere 70000
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